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Justiz verlangt von der Frau nicht erbringbare Beweise
oder sieht die spezifischen Gewaltformen in ihrem pa-
triarchal geprägten Rechtssystem gar nicht als Straf-
tat vor. Vielfach überlässt sie die Opfer direkt den Fa-
milienpatriarchen zur Selbstjustiz. Ganz zu schwei-
gen von der fehlenden Unterstützung des Opfers bei
möglichen psychischen Problemen wie Trauma,
Scham- und Schuldgefühlen oder Ohnmacht und so-
zialer Isolation. Viele Opfer sind vom Täter abhängig,
weil er Ehemann, Vater der gemeinsamen Kinder, Ver-
wandter oder Arbeitgeber ist. Dieses Machtverhältnis
ist von zentraler Bedeutung, wenn es darum geht, die
Gewalttätigkeiten zu analysieren und zu verhindern.

Globalisiertes Patriarchat

Globalisierung, Umstrukturierungen und neoliberale
Ideologie haben zu prekären und deregulierten Verhält-
nissen geführt und dadurch (noch) bestehende Sicher-
heiten in Frage gestellt. Mit der Verlagerung von Fir-
men in Niedriglohnländer sind dort viele Frauen in den
Lohnarbeitsmarkt eingetreten. Sie zahlen dabei jedoch
oft einen immensen Preis in Form des Verlusts ihrer
Gesundheit, extremer Ausbeutung sowie Missachtung
ihrer Würde und Grundrechte (Arbeits- oder Menschen-
rechte). Viele MigrantInnen haben keinen sicheren
Aufenthaltsstatus – jener der Frauen hängt in der Mehr-
zahl der Fälle vom Zivilstand ab – und sind Willkür aus-
gesetzt, gegen die sie sich kaum wehren können. Unter
solchen Umständen steigt für Frauen das Risiko, Op-
fer von Gewalt zu werden.

Patriarchat und linke Politik

In linken Kreisen gehören feministische Forderungen
zwar immer noch zum guten T on, eine umfassende

Infragestellung aktueller
Lebensverhältnisse aus fe-
ministischer Sicht wird aber
kaum mehr als gesamtpo-
litisch relevant betrachtet.
Patriarchale Machtaus-
übung und Gewalt mitsamt
ihrer Funktion zur Struktu-
rierung sozialer Verhältnis-
se muss innerhalb der Lin-
ken (und natürlich über die-
se hinaus) neu ins Be-
wusstsein gebracht und in
der politischen Arbeit sicht-
bar gemacht werden.
Selbstverständlich müssen
Gewalttätigkeiten benannt
und durch strenge Bestra-
fung dem Status des Ka-
valiersdelikts bzw. der Ba-

gatellisierung entzogen werden. Dazu gehört ebenso,
dass die Opfer sofortigen Schutz erhalten und zu ih-
rem Recht kommen. Die alleinige juristische Betrach-
tungsweise tendiert jedoch dazu, einen Täter in mora-
lischer Weise zu individualisieren. Dieselbe Individua-
lisierungslogik drängt den Opfern Schuldgefühle auf und

verdeckt die strukturellen Voraussetzungen, mit deren
Rückendeckung der Täter handelt, seien dies ökono-
mische Abhängigkeiten, traditioneller Täterschutz oder
die alltägliche Verweigerung von Freiräumen und Auto-
nomie von Frauen. Die juristische Sichtweise gibt auch

keine Antwort auf den Umstand, dass die meisten Tä-
ter aus dem nächsten Umfeld der Opfer stammen.
Antworten und Massnahmen müssen also über die
individuellen Verhältnisse einer konkreten Tat hinaus-
gehen und jene Machtstrukturen aufdecken, welche
die Voraussetzungen patriarchaler Gewalt bilden. Un-
ter anderem heisst dies auch, den feministischen Blick
in alle politischen Forderungen einfliessen zu lassen
(z.B. Sozialversicherungen, Krieg, Migration usw.).
Auf der Ebene der einzelnen Gruppierung gilt es, pro-
blematische Machtverhältnisse und Geschlechterdis-
kriminierung durch geeignete Strukturen möglichst von
Beginn weg zu verhindern (z.B. Rotationsprinzip, Quo-
ten in Führungsstrukturen etc.). Das kollektive Funk-
tionieren muss immer wieder reflektiert und nötigen-
falls korrigiert werden. Zudem sind auch linke Gruppen
intern nicht vor Gewalt gefeit. Deshalb sollten sie Re-
gelungen treffen, wie im Falle eines Übergriffs oder ei-
ner Gewalttat vorgegangen wird und wer zuständig ist
(z.B. je nach Tat Möglichkeit eines Frauengremiums).
Das Problem der Gewalt ist nicht in erster Linie eine
Frage der Moral. Insbesondere nicht, wenn wir beden-
ken, dass die Moral ja selbst einer durch und durch
patriarchalen Kultur entspringt und somit keine „neu-
trale“ Haltung ist. Oder wie es Andrea Trumann formu-
liert: „Es [das Problem patriarchaler Strukturen] kann
nicht individuell, sondern nur kollektiv gelöst werden,
durch die Aufhebung einer Gesellschaft, die die Be-
dürfnisse der Menschen in einer Weise strukturiert,
dass ihre Beherrschung überhaupt notwendig ist.“

Wichtige Anregungen zu diesem Text lieferte das Sozialistische
Forum vom Mai 2003 sowie der Artikel Femmes et Violences von
Claire Magnin in SolidaritéS, Nr. 29, 06/2003. Von dort stammen
auch einzelne T extausschnitte.
Lesetipp: T rumann Andrea: Feministische Theorie –  F rauenbe-
wegung und weibliche Subjektbildung im Spätkapitalismus.
Schmetterling Verlag, 2002.
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Das war schon
Viertes Sozialistisches Forum zum Thema
Feminismus

An einem Wochenende anfangs Mai diskutierten rund
60 AktivistInnen von SolidaritéS, CAS und SoAL/Soli-
darität über die grundlegende Bedeutung des Feminis-
mus für die Linke. Das Thema wurde in mehreren span-
nenden Workshops und in zwei Referaten von allen
Seiten beleuchtet. Dabei wurde erneut klar, wie zen-
tral die Patriarchatskritik für jegliche linke Politik ist.
Unter den TeilnehmerInnen ist die Motivation gross, die
feministischen Forderungen sowohl im internen Grup-
pen-Funktionieren als auch in den politischen Aktivitä-
ten umzusetzen.
Passend zum obigen Artikel seien wenige Einzelpunkte
der Diskussion herausgegriffen:

 - Nicht alle Männer werden gewalttätig. Frauen müs-
sen aber grundsätzlich mit der Gefahr von Belästi-
gung und männlicher Gewalt leben (vgl. z.B. Studi-
en über sog. Angsträume in der Stadt). Diese steti-
ge Gewaltdrohung stützt das Patriarchat und seine
Ideologie.

 - Auch Männer werden häufig Opfer von Männerge-
walt. Sie haben aber enorme Mühe, sich mit der Op-
ferrolle zu identifizieren und auseinanderzusetzen.
Die Gesellschaft stülpt den Männern ein Rollenbild
über, das Gewalt, „Stärke“-Zeigen usw. immer wie-
der als Lösungsstrategien suggeriert. Es ist längst
Zeit, dass die Männer sich aus diesem Korsett be-
freien und eine sensiblere Wahrnehmung ihres Ge-
genübers entwickeln.

 - Die meisten Frauen leben mit Männern zusammen.
Viele erleben dabei die Ambivalenz zwischen Liebe,
fehlender Gleichberechtigung oder sogar Ausbeutung.
Umso wichtiger ist das Vorhandensein einer starken
feministischen Bewegung, welche die Probleme öf-
fentlich macht und den Widerstand sowie die Suche
nach Alternativen kollektiv angeht.

Das nächste Sozialistische Forum ist für den 1./2. No-
vember geplant. Die Ankündigung befindet sich auf der
Rückseite dieser Zeitung.

Das kommt noch
Subversive Werkstatt: Sexistische Werbung

Am Schweizerischen Sozialforum, das vom 19. bis
21. September in Freiburg/Fribourg stattfindet, veran-
stalten wir einen Workshop zum Thema Sexistische
Werbung. Vgl. die Ankündigung auf Seite 5.

Heisser Herbst: Widerstand gegen Sozialabbau

SoAL/Solidarität wird in der nächsten Zeit zu den Ab-
bauplänen aktiv sein, welche die Bürgerlichen mit teil-
weiser Unterstützung der SP im Sozialbereich durch-
boxen wollen. Wir verschaffen uns einen Überblick über
die Sparprogramme und die Revisionen von AHV-, BVG
und Invalidenversicherung und diskutieren Gegenstra-
tegien, Forderungen, aber auch grundsätzliche Alter-
nativen. Die Situation der Frauen bildet dabei einen
Schwerpunkt, weil sie von den Angriffen spezifisch
betroffen sind. Wer an den inhaltlichen Treffen teilneh-
men oder bei der Unterschriftensammlung gegen das
Steuerpaket mithelfen will, meldet sich bei
soal.solidaritaet@bluemail.ch.

Frauenaufruf gegen den Rentenklau
Jetzt unterschreiben!
Kritische GewerkschafterInnen und Frauen aus dem
feministischen Umfeld haben aus Anlass der Ren-
tenabbaupläne den Aufruf „Wir Frauen sind wütend
– Wir sollen länger arbeiten für weniger Rente. Nein
danke!“ lanciert, der am 9. September der Presse
vorgestellt wird. Der Aufruf findet sich auch auf un-
serer Website www.soal.ch. Wir fordern alle auf, ihn
herunterzuladen und zu unterschreiben.
Die Initiantinnen wehren sich insbesondere gegen
die Verschlechterungen der AHV-Renten für Frauen
im Rahmen der 11. AHV-Revision (Erhöhung des
Frauenrentenalters und Abschaffung der Renten für
70 Prozent der Witwen) und plädieren dafür, das
Referendum gegen die Revision zu ergreifen. Zudem
wird darauf hingewiesen, dass die Hälfte aller Frau-
en durch ihre Arbeits- und Lebenssituation von den
obligatorischen Pensionskassen ausgeschlossen
sind. Im Aufruf wird daher eine existenzdeckende
Mindestrente durch Ausstieg aus dem 3-Säulensy-
stem und Ausbau der AHV gefordert. Kritisiert wird
auch der Vorschlag nach Senkung des Koordinati-
onsabzugs, der für Menschen mit niedrigen Einkom-
men und Teilzeitarbeitende vor allem zu höheren
Lohnabzügen führt, ohne dass sie sich davon eine
Erhöhung ihrer Renten erwarten können.

Aktivitäten zum Thema Feminimus
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Angesichts der prognostizierten Klimakatastrophe
beten Egozentriker, sie möge ihren Garten ver-
schonen, hoffen PolitikerInnen, sie trete nach ih-
rer Amtszeit oder dem nächsten Wahlkampf ein
und versuchen opportunistische Neowissenschaft-
lerInnen nach zuweisen, dass die H äufung von
Hitzetagen noch kein Beweis sei, dass sich die
Erde erwärmt.1 Das bedeutet „nach uns die Sint-
flut“ oder vielmeh r „die Wüste“.  Bis dahin w er-
den die direkten ProfiteurInnen „die Dinge lau-
fen lassen, bis die fossilen Energieträger erschöpft
sind“.

Denn darum geht es. Seit die kapitalistische Produkti-
onsweise eingeführt wurde, hat sich die Nutzung nicht
erneuerbarer Energiequellen und die Vernachlässigung
der Sonnenenergie als einzig unerschöpflicher Ener-
gie, die zuvor den gesamten Energiebedarf gedeckt
hatte, ohne die Umwelt zu schädigen,2 allgemein durch-
gesetzt. Die Sonnenenergie wurde zunehmend durch
Kohle, Erdöl, Erdgas und Uran ersetzt. Diese Priorität
beruht nicht zuletzt auf der Möglichkeit, die privaten
Profite durch Plünderung und Verkauf der Ware Ener-
gie zu steigern, was durch die Nutzung der Sonnen-
strahlung nicht möglich war.3 Die Folge ist eine Über-
ausbeutung fossiler Energieträger, die zur Umformung
des gesamten Produktivapparats und zur völligen Ab-
hängigkeit von Brennstoffen geführt hat, die zunehmend

ausgeschöpft sind, während Milliarden von Menschen
weltweit keinen Zugang zu billiger Energie haben. Noch
mehr ins Gewicht fällt, dass durch die V erbrennung
fossiler Energieträger enorme Mengen von Abgasen
ausgestossen wurden, wodurch sich die Durchlässig-
keit der Atmosphäre und damit die Abkühlung der Erde
durch das Entweichen der Wärme verringert hat.

Treibhauseffekt und Kapitalismus

Die zunehmende Klimaerwärmung, die wir seit rund
zehn Jahren beobachten, geht auf den Treibhauseffekt
zurück, ob dies den BefürworterInnen des Kapitalis-
mus gefällt oder nicht. Diese tun so, als würden sie

ein schon lange bekanntes Phänomen4  eben erst ent-
decken und nun daran zweifeln, dass es von ihren töd-
lichen technologischen Präferenzen abhängt. Der Markt
für fossile Brennstoffe ist zu lukrativ, als dass er durch
eine menschheitsbedrohende Gefahr behindert werden
dürfte. Daher werden alle Hebel in Gang gesetzt, um
den offensichtlichen Zusammenhang von Ursache und
Wirkung der aktuellen Hitze und des Treibhauseffek-
tes zu verschleiern. So können die Ausgebeuteten und
Unterdrückten selbst für ihr Leiden verantwortlich ge-
macht werden. Es soll verhindert werden, dass die
Energiepolitik von den betroffenen sechs Milliarden
homo sapiens, denen einige Millionen homo oecono-
micus gegenüberstehen, selbst in die Hand genom-
men wird.
Über die von den aktuellen Regierungen beschlosse-
nen „Konzepte“, „Massnahmen“ und „Protokolle“ zur
„Bekämpfung der menschlichen Ursachen (sic) der
Umweltzerstörung“ darf mann/frau sich keine Illusio-
nen machen. Es scheint fast, dass sie nur Verwirrung
stiften und die Welt täuschen sollen, um die produkti-
vistische Misswirtschaft im Energiesektor um weitere
Jahrzehnte zu verlängern. Die angepriesenen Rezepte
reichen vom „Energiesparen“ und der „Förderung des
öffentlichen Verkehrs“ – gegen den natürlich nichts ein-
zuwenden ist – bis zur „friedlichen Nutzung der Atom-
energie“. Die AtombefürworterInnen behaupten sogar,
diese stelle eine Alternative zu den fossilen Brennstof-
fen dar, obwohl bekannt ist, dass die Frage der radio-
aktiven Abfälle erst recht ungelöst ist. Selbst an sich
wirksame Massnahmen werden nur in homöopathi-

Schöne Hitze ...
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schen Dosen umgesetzt, weil es am politischen “Wil-
len” der Regierungen und am Spielraum fehlt, den ih-
nen das Kapital zugesteht.5

Kurswechsel

Statt die notfallmässige massive, sofortige und welt-
weite Reduktion der Treibhausgase zu verordnen, be-
reiten die Generalstäbe der globalen neuen Weltord-
nung wie die Welthandelsorganisation (WTO) Rechts-
grundlagen für eine noch umfassendere Vermarktung
der öffentlichen Güter und Dienstleistungen vor. Das

Abkommen über
den Handel mit
ö f f e n t l i c h e n
Dienstleistungen
(GATS), das An-
fang September
in Cancún (Mexi-
ko) ausgebrütet
werden soll, wird
eine neue Waffe
zur massiven Zer-
störung von Um-
welt und Ressour-
cen. Die Macht-
habenden sind
entschlossen, die
freie Verfügbar-
keit über Güter
und Dienstlei-
stungen, die Ei-

gentum und eine Errungenschaft der Menschheit sind,
auszubauen, da sie jede Alternative zur wahnwitzigen
Produktionsweise, an der die Menschheit erstickt, ab-
lehnen. Nach Ansicht von Georges W. Bush ist eine
Reduktion der Treibhausgasemissionen ausgeschlos-
sen, weil „die amerikanische Lebensweise nicht ver-
handelbar ist“. Wenn er die Vereinigten Staaten mit
dem amerikanischen Kontinent und Demokratie mit
Business vermischt und die Lebensweise von seines-
gleichen mit der der amerikanischen Bevölkerung und
anderer „zwangsamerikanisierter“ Menschen verwech-
selt, dann hat dies mit der Absicht zu tun, die Hoff-
nung auf eine andere, bessere Lebensweise zunichte
zu machen und den Weg dorthin zu verschleiern.
Einer Lösung steht nichts im Wege: Eine andere Pro-
duktionsweise ist technisch, energetisch und politisch
möglich und notwendig. Die Wiederherstellung des
Klimas hängt ausschliesslich vom Erfolg des Wider-

stands ab, der einzigen Unbekannten in den weisen
kurz-, mittel- und langfristigen Prognosen der Mete-
reologInnen, die erklären, warum die bis zum Ende des
Jahrhunderts vorhergesagte Klimaerwärmung zwischen
1,4 und 5 Grad schwankt.

François Iselin

1 Wie der Vorsitzende des anerkannten Klimagremiums der Ver-
einten Nationen (IPCC) bestätigt, sind die erhöhten Temperaturen
in Europa nich t „auf natürliche klimatische Schwankungen zu-
rückzuführen“, sondern „warnende V orboten dessen, was uns
in Zukunft erwartet“. (Le Monde, 09.08.03)
2 „Weltweit haben sich die Temperaturen seit Mitte des 19. Jahr-
hunderts erhöht (…). Während der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts waren die Treibhausgasemissionen die wichtigste Ur-
sache der Erwärmung.“ Martine Rebétez, „La Suisse se réchauf-
fe“.
3 „Die Erde erhält und absorbiert dauerhaft die Energiemenge von
100 Millionen Atomreaktoren, was ungefähr 10 000 Mal der Men-
ge der durch  die heutige Mens chheit verbrauchten Energie ent -
spricht.“ Hubert Reeves, „Mal de terre“.
4 Dieser „Treibhauseffekt“ wurde bereits 1827 beschrieben, seit
1875 wird vor seinen Folgen gewarnt und seit 1957 werden
Massnahmen gegen den CO2-Ausstoss ergriffen.
5 In der Schweiz, die sich in Sachen Umweltschutz als beispiel-
haft auszugeben pflegt, „steigt der absolute Verbrauch [an Treib-
stoffen] noch immer deutlich (zwischen 1990 und 2000 um 13 Pro-
zent)“ und „jede/r EinwohnerIn der Schweiz entlässt jedes Jahr
etwas mehr als 6 Tonnen CO2 in die Atmosphäre“, M. Rebétez.
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Türkische Armee im Zwiespalt
Der Krieg im Irak hat auch im Nachbarland Tür-
kei zu einer heftigen innenpolitischen Kontrover-
se geführt. Die politische und militärische Füh-
rung des Landes ist hin- und hergerissen zwischen
ihren eigenen Machtansprüchen im Mittleren
Osten, der Bündnispolitik mit den imperialisti-
schen Mächten und der ablehnenden Haltung der
Bevölkerung zum Krieg. Welche Interessen ste-
hen für die Türkei auf dem Spiel?

Letzten Informationen zufolge will die Türkei zwischen
10 000 und 30 000 SoldatInnen in den Irak schicken.
Am 22. August 2003 tagte der nationale Sicherheits-
rat1  und gab grünes Licht für diese Operation. Obwohl
die Türkei zuvor die Stationierung amerikanischer Trup-
pen im Irak abgelehnt hatte, will sie nun den US-Kräf-
ten beistehen. Wieso dieser Kurswechsel?
Schon beim ersten Entscheid hatte sich die Mehrheit
der türkischen Regierung und Armee mehrheitlich für
eine Unterstützung der USA ausgesprochen, während
dies im Parlament von einer Mehrheit abgelehnt wur-
de. Die Abgeordneten stehen mehrheitlich islamisch-
konservativen Ideologien nahe, und diese Gruppe ist
es auch, die den Beistand völlig ablehnt.2  Die neue
Regierung war deshalb rasch gespalten in Befürwor-
tInnen und GegnerInnen eines Beistands, wobei sich
Letztere am Ende durchsetzten. Daneben übte auch
die EU einen massiven Druck auf die Türkei aus. Zwei
Mächte der EU, Deutschland und Frankreich, waren
gegen die US-Intervention. Die Türkei musste sich be-
weisen, dass sie angesichts eines solchen Konflikts
zwischen USA und EU auf Seiten der EU steht.

Hegemoniale Interessen

Unterdessen wurde dieser Entscheid in der Türkei in-
tensiv diskutiert. Die USA liess sich von der Beset-
zung des Iraks bekanntlich nicht abhalten. Im Nord-
irak ist heute de facto eine kurdische Regierung an der
Macht. Die Türkei ist damit von ihrem „Hinterhof“ abge-
schnitten. Die Regierung, ein Teil der Armee und eini-
ge bürgerliche IdeologInnen wollen unbedingt, dass die
Türkei ihre Armee im Irak stationiert, damit sie die
Kontrolle über die Region nicht ganz verliert. Deswe-
gen hat die Regierung nun angekündigt, den USA im
Irak beistehen zu wollen.
Die USA wollten ihren  Kurs im Irak eig entlich ohne
türkische und andere Hilfe durchziehen. Durch den
Widerstand der irakischen Bevölkerung geriet die Si-
tuation für die amerikanischen und britischen Besat-
zungstruppen aber zunehmend ausser Kontrolle. Aus
diesem Grund sind die Besatzungsmächte nun an der
Stationierung von Truppen aus anderen Ländern inte-
ressiert. Die Türkei mit ihrer grossen Armee scheint
sich dafür bestens zu eignen. Sie hat etliche Erfah-
rung im Guerillakrieg, zuletzt mit der PKK, und kennt
die Region zudem aus historischen Gründen gut.
Um die Türkei zur Unterstützung zu gewinnen, haben

die USA ein attraktives Angebot auf den Tisch gelegt
und einen Kredit von 8,5 Mrd. Dollar in Aussicht ge-
stellt, mit dem die türkischen „Insekten“ in die iraki-
sche „Scheisse“ gelockt werden sollen, um eine in der
Türkei verbreitete Redensart zu gebrauchen. Ein wei-
teres Argument, das für die Türkei ins Gewicht fällt, ist
die Politik der USA in den kurdischen Gebieten im Irak,
die der politischen Führung Unbehagen bereitet. Die
USA spielen ein doppeltes Spiel: Gegenüber den Kur-
dInnen malen sie die türkische und gegenüber der Tür-
kei die kurdische Gefahr an die Wand. Der US-Bot-
schafter in Ankara hat am 27. August 2003 gesagt:
„Wenn die Türkei nicht die von ihr unerwünschten Kräf-
te im Irak an der Macht sehen will, muss sie im Irak
präsent s ein.“ D amit m eint e r, d ass d ie irakischen
KurdInnen ihren eigenen Staat aufbauen werden, wenn
die Türkei keine Soldaten stationiert. Die grosse Angst
der türkischen Führung vor einem kurdischen Staat im
Nordirak spricht auch aus den Worten des ehemali-
gen Staatspräsidenten Demirel vor weni gen Tagen:
„Wenn ein kurdischer Staat im Irak gegründet wird,
könnten auch 17 (kurdische) Städte der Türkei diesem
neuen Staat beitreten.“

Innenpolitische Bedenken

Der definitive Entscheid über eine allfällige Unterstüt-
zung der USA im Irak wird aber noch auf sich warten
lassen. Die Opposition hat Angst, in einen Krieg hin-
eingezogen zu werden, der am Ende möglicherweise
nur militärische, politische und ökonomische Verluste
bringt. In der Geschichte der türkischen Republik gibt
es bisher kein Beispiel einer Besetzung anderer Län-
der. Besonders Teile der Armeeführung befürchten,
durch eine Niederlage im Irak einen Grossteil ihrer po-
litischen und ideologischen Macht im Land selbst zu
verlieren.3  Der Krieg im Irak könnte eine schwere in-
nenpolitische Krise auslösen und den Bürgerkrieg mit
den KurdInnen erneut aufflammen lassen. Da die iraki-
schen KurdInnen die Präsenz der türkischen Armee
im Irak ablehnen, könnten sich kurdische Kräfte aus
dem Irak und der Türkei im Fall einer Stationierung
türkischer Truppen vereint gegen die Türkei wenden.
Deshalb haben sich manche türkischen Generäle in
der Öffentlichkeit gegen die Besatzung des Iraks aus-
gesprochen.
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Zudem ist das Vertrauen der türkischen Armee in die
USA getrübt, nachdem diese vor ca. einem Monat in
Kerkuk ihre militärische Spezialeinheit festgenommen
hatte. Die türkische Armee war weder militärisch noch
politisch im Stand, die USA daran zu hindern. Ein tür-
kischer General brachte dieses Unbehagen der Armee-
führung zum Ausdruck: „Die grösste Gefahr für die
Türkei sind die USA selbst.“

Widerstand der Bevölkerung

Schliesslich gibt es auch noch eine andere Kraft in der
Türkei, die gegen die Besatzung des Iraks ist: die gros-
se Mehrheit der türkischen Bevölkerung – gemäss
Umfragen 95 Prozent –, die den Krieg gegen den Irak
von Anfang an abgelehnt hat. Am 1. September, dem
„Friedenstag“ zur Erinnerung an den Beginn des Zwei-
ten Weltkriegs, zu dem in der Türkei jeweils breite
Mobilisierungen stattfinden, haben im ganzen Land
grosse Demos gegen den Krieg und die Besatzung
stattgefunden.
Die türkischen MachthaberInnen schwanken zwischen
diversen Ängsten und der Aussicht auf mögliche Ge-
winne. Sie haben den Anspruch nicht aufgegeben, die
hegemoniale Macht in den Regionen des Kaukasus,
des Balkans und des Mittleren Ostens zu sein. Dieser
Wunsch bleibt ihnen offensichtlich versagt. Sowohl in-
nenpolitisch als auch von aussen stehen Regierung
und Armee unter grossem Druck. Sie werden vom
Widerstand aus der türkischen Bevölkerung einerseits
und von den imperialistischen Grossmächten anderer-
seits an der Realisierung ihrer Ziele gehindert.

Ein Beitrag unserer türkischen Freunde aus Bern

1 Der nationale Sicherheitsrat ist die eigentliche Macht in der Tür-
kei. Er setzt sich im Wesentlichen aus fünf Generälen, dem Staats-
präsidenten und dem Ministerpräsidenten zusammen. Dieses
ausserparlamentarische Gremium ist mächtiger als das Parla-
ment.
2 Die Demonstrationen wurden hauptsächlich von Linken organi-
siert.
3 Die Armeeführung ist vermutlich in ihrer jüngeren Geschichte
das erste Mal so gespalten. Die kemalistischen Offiziere sind in
der Opposition und lehnen die Stationierung im Irak ab.

Solidarität mit der
Arbeitslosenbewegung
im Irak!

Im Irak haben verschiedene Organisationen die Gewerk-
schaft der Arbeitslosen UUI (Union of the Unemployed
in Iraq) gegründet. Darin haben sich innert Kürze mehr
als 100 000 Menschen aus dem ganzen Irak organi-
siert. Die Gewerkschaft hat bisher in Bagdad, Kerkuk,
Mosoul und Nasiriya Zentren gegründet. Ihre Hauptfor-
derung ist momentan das grundsätzliche Recht auf
Arbeit. Wer keine Arbeit bekommt, soll durch eine Ar-
beitslosenversicherung für 100 $ im Monat und falls
notwendig mit Beihilfen abgesichert sein.
Der sozialpolitische Charakter der von der UUI organi-
sierten Proteste wird von den westlichen Medien ver-
schwiegen oder das Ganze wird als unspezifischer ,
religiöser oder durch Pro-Saddam-Kräfte motivierter
Protest dargestellt.
Am 29. Juli 2003 hat die Gewerkschaft mit einer De-
monstration den Platz vor dem Hauptsitz der US-Ver-
waltung in Bagdad besetzt. Während der Demonstra-
tion versuchten US-Soldaten, die Menschen mit Ge-
walt und Einschüchterung von der Teilnahme abzuhal-
ten. Es beteiligten sich mehr als 1 000 Personen an
der Besetzung, die bis heute andauert. Am Tag nach
Beginn der Aktion, am 30. Juli 2003, nahm das US-
Militär 19 AktivistInnen in Haft, darunter den Leiter der
UUI von Bagdad. Die Inhaftierten wurden durch die
Soldaten entwürdigend und sehr aggressiv behandelt.
Zudem versuchten US-Soldaten, die von der UUI auf-
gestellten Zelte zu entfernen und die Menschen vom
Gelände vor dem Hauptsitz der US-Verwaltung zu ver-
treiben. Die Bildung einer Menschenkette konnte die-
ses Vorhaben aber verhindern, worauf die US-Verwal-
tung eine 3-köpfige Delegation empfangen musste und
danach die Gefangenen freigab. Am 2. August 2003
liess das US-Militär erneut 55 Mitglieder der UUI ver-
haften und hielt diese mehrere Tage fest.
In der Schweiz wird demnächst ein Solidaritätskomi-
tee zur Unterstützung der UUI gebildet. Kontakt: WCPI,
Postfach 325, 3000 Bern 11.
Zudem finden vom 25.–27. September internationale
Aktionstage gegen Krieg und Besatzung im Irak statt.
Vergleiche dazu den Hinweis auf der Rückseite dieser
Zeitung.
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Bantustans in Palästina
Die Aussicht auf eine „erfolgreiche“ Invasion und
Besetzung des Iraks durch die USA bedeutete für
viele im israelischen „Friedenslager“, dass als
nächstes eine „Lösung“ des Palästina-Israel-Kon-
fliktes im Rahmen einer Pax americana für den
Nahen Osten auf der Tagesordnung stehe.

Nichts weicht stärker von diesem Trugbild ab, das die
israelische „Linke“ für die Zeit nach dem Irakkrieg ge-
zeichnet hat, als das, was gegenwärtig im Rahmen
der brutalen israelischen Besatzung und der täglichen
Repression oder in offiziellen und geheimen Verhand-
lungen geschieht. Mit der Ablösung Arafats durch Abu
Mazen, die zur Vorbedingung der Veröffentlichung der
amerikanischen „Road Map“ gemacht wurde, sollten
die Bedingungen zur Durchsetzung von Sharons Ban-
tustan-Vision am Ende einer langen, blutigen Strasse
geschaffen werden.
Akiva Eldar, einer der wenigen redlichen israelischen
Kommentatoren, wies vor kurzem nach, dass sich
Sharon ausdrücklich auf das Bantustan-Konzept stützt.
Eldar schreibt: „Bei einem Abendessen in einem Jeru-
salemer Hotel, zu dem der frühere italienische Pre-
mierminister Massimo D’Alema eine Reihe von Per-
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens geladen hatte,
brachte einer der israelischen Besucher sein vollstän-
diges Vertrauen in Sharons Friedensrhetorik zum Aus-
druck. D’Alema antwortete, er habe vor drei oder vier
Jahren ein langes Gespräch mit Sharon geführt, als
dieser für einen Kurzbesuch in Rom weilte. Sharon
habe ausführlich erklärt, dass das Bantustan-Modell
die geeignetste Lösung für den Konflikt sei.“

Vorbild Südafrika

Eldar liefert weitere Belege, die D’Alemas Darstellung
stützen: „Eine Broschüre, die Tourismusminister Benny
Alon ausgearbeitet hat, der eine Zweistaatenlösung mit
Israel und Jordanien befürwortet. Unter dem Titel ,Die
Strasse zum Krieg: Ein schmales, überbevölkertes,
aufgeteiltes und entmilitarisiertes Protektorat’ (so die
Charakterisierung des zukünftigen palästinensischen
,Staates’) präsentierte der Parteivorsitzende von Mo-
ledet die ,Karte für einen palästinensischen Staat ge-
mäss den Vorschlägen von Sharon’. Eldar fügt hinzu:
„Sharons Karte zeigt überraschende Parallelen zum
Plan für Protektorate in Südafrika Anfang der sechzi-
ger Jahre. Sogar die Zahl der Kantone ist dieselbe –
zehn in der Westbank (und einer weiterer in Gaza).“
(Ha’aretz vom 11.05.03)
Sharons Plan geht dabei keineswegs auf das persön-
liche Konto dieses rechtsgerichteten Generals. Die
Urheberschaft für diesen zynischen Plan muss kor-
rekterweise dem Reservegeneral Yigal Alon von der
Arbeitspartei, dem bewunderten Palmach-Befehlsha-
ber im Krieg von 1948 und stellvertretenden Minister-
präsident der Arbeitspartei während des 67er-Krieges,
zugestanden werden. Kurz nach dem Krieg legte Alon

den Entwurf für eine Bantustan-Lösung vor, der seither
durch verschiedene Regierungen der Arbeitspartei und
des Likud zahlreiche „Nachbesserungen“ erfahren hat.
Alle waren eifrig darum bemüht, das Fundament für
diese Lösung zu legen, indem sie dem vorgelegten Plan
für den Bau von Siedlungen und „Umfahrungsstrassen“
folgten, welche die dauerhafte israelische Herrschaft
garantieren.

Der Siedlungsplan als Mittel der Kontrolle

Unabhängig vom Wortlaut der Road Map und den Chan-
cen, dass sie verwirklicht wird, ist das einzig Bedeu-
tende daran die Karte der geplanten Siedlungen, die
die politischen und ideologischen Überzeugungen deut-
lich macht, welche Likud und Arbeitspartei miteinan-
der teilen. Dazu zählt, dass ihrer Meinung nach Israel
die vollständige Kontrolle über das gesamte Gebiet
westlich des Jordan-Flusses behalten solle – unmit-
telbar durch die militärische Wiederbesetzung und in
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Zukunft durch einen Ban-
tustan-Staat.
Das hektische Tempo beim
laufenden Ausbau der Sied-
lungen, das dem Ziel ent-
spricht, die dauerhafte is-
raelische Herrschaft zu si-
chern, wurde jüngst von
Dani Rubinstein beschrie-
ben: „Im selben Mass, wie
jegliches normale Alltagsle-
ben [der PalästinenserIn-
nen] verunmöglicht wird,
das sich seit der erneuten
Besetzung der Westbank
ab September 2002 noch-
mals zugespitzt hat, wer-
den auch die Siedlungen
ausgebaut. I nsbesondere
die zivile und sicherheits-
technische Infrastruktur der
Siedlungen in der West-
bank wurde wesentlich verstärkt. Die Strassen in Ju-
däa und Samaria [die biblischen Namen für die West-
bank] stehen vollständig unter israelischer Kontrolle.
Die Versorgung der Siedlungen mit Elektrizität, Was-
ser und anderen Dienstleistungen wurde von der palä-
stinensischen Infrastruktur abgekoppelt und ist inzwi-
schen unabhängig. Alle Planungsinstitutionen in der
Westbank stehen den SiedlerInnen zur
Verfügung.“(Ha’aretz, 22.05.03)

Verständnis für SiedlerInnen

Der Abbau der Siedlungen steht bei Bush nicht auf der
Tagesordnung. Die Road Map spricht nicht von der
Räumung der Siedlungen, sondern
erwähnt nur „das Einfrieren des
Siedlungsbaus“. Colin Powell, der
amerikanische Aussenminister ,
zeigte Verständnis für die israeli-
sche Haltung, als er im ägypti-
schen Fernsehen meinte: „Alle
Aussenposten, die nach dem Aus-
bruch der Intifada entstanden sind,
sollten geräumt werden. Es ist aber unmöglich zu for-
dern, dass die alten Siedlungen verschwinden sollen,
in denen Menschen schon seit einer Generation le-
ben.“ (Aluf Ben, Ha’aretz vom 22.05.03)
Die zynische Antwort von Sharon auf die „höflichen

Ermahnungen“ von Colin Powell während seines Be-
suchs Mitte Mai, den Siedlungsbau einzufrieren, zeugt
von Sharons tiefem Vertrauen, von Bush und den sieg-
reichen Neo-Konservativen in seiner Regierung unter-
stützt zu werden. Anstatt zu antworten, fragte Sharon
Powell spöttisch, ob er denn „den Siedlerfrauen Ab-
treibungen empfehle“, und tat damit so, als gehe es
ihm nur darum, dem „natürlichen Wachstum“ der Sied-
lungen gerecht zu werden. Zudem wagte es Sharon
eine Woche vor seinem geplanten Treffen mit Bush –
das aufgrund von palästinensischen militärischen Ope-
rationen verschoben wurde –, seine Aussage von Mit-
te April gegenüber der Ha’aretz zurückzunehmen. Da-
mals hatte er seine Bereitschaft zu „schmerzhaften
Konzessionen“ im Interesse eines wirklichen Friedens
signalisiert und angekündigt, es werde notwendig sein,
sich aus „Teilen von Bethlehem, Shilo und Beit El“ zu-
rückzuziehen. Einen Monat später in einem Interview
mit der „Jerusalem Post“ meinte Sharon: „Wenn Sie
mich fragen, ob es in Beit El keine Juden mehr geben
wird, so (lautet meine Antwort) nein. Dort werden Ju-
den leben.“ Auf die Frage, ob sie in Beit El und Shilo
weiter unter israelischer Souveränität leben werden,
antwortete er: „Sehen Sie eine Möglichkeit dafür, dass
Juden unter arabischer Souveränität leben? Ich frage
Sie, sehen sie diese Möglichkeit?“ (Jerusalem Post
vom 13.05.03)

Neue Spielregeln

Israel ist für die Zeit nach dem Irak-Krieg ein aktiver
Partner der USA, die ihre Hegemonie im Nahen Osten
festigen wollen, indem sie die Kampagne zur Unter-
werfung Syriens, des Irans und anderer Länder fortfüh-
ren. Das Schweigen, das Israel vor und während der
Invasion im Irak im Hinblick auf deren Vorbereitungen

und Befürwortung wahren musste, ist kürzlich gebro-
chen worden. Aussenminister Silvan Shalom wurde
jüngst in einem Interview gefragt: „Ist der Besuch von
Colin Powell nicht überflüssig [da sich die Palästinen-
serInnen weigern, sich unterzuordnen]?“ Shalom ant-
wortete: „Nein, es bietet sich eine Gelegenheit für ei-
nen neuen Nahen Osten. Nach dem Irak-Krieg haben
sich die Spielregeln geändert. Alle, die noch an den
alten Spielregeln festhalten, werden vom Spiel ausge-
schlossen. Die USA haben bewiesen, dass es ent-
scheidend ist, den Terror zu bekämpfen. Alle, die die
USA angelogen haben, mussten einen hohen Preis
dafür bezahlen. Das gilt für Saddam (…) und auch für
Arafat.“ (Shalom Y erushalami, Yediot Ahronot vom
05.05.03)
Nie zuvor fühlte sich der zionistische Staat der Unter-
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Palästina-Seminar vom
4.–11. Oktober 2003 in Amsterdam
Palästina und die neue
Weltordnung
Nach der imperialistischen Besetzung des Iraks möch-
ten die USA zusammen mit Israel den Nahen Osten
neu ordnen. Das einwöchige Seminar in Amsterdam
wird die Auswirkungen dieser imperialistischen Neu-
ordnung auf die Palästina-Frage analysieren. Weitere
Themen sind: die Bilanz der zweiten Intifada und die
Perspektiven des palästinensischen Widerstands; das
zionistische Projekt und die aktuelle politische Situa-
tion in Israel; Aufbau einer Alternative zu Zionismus
und Imperialismus; nationaler Widerstand, soziale
Emanzipation und die Stärkung der internationalen
Solidaritätsbewegung.
Genauere Informationen und Anmeldung:
soal.solidaritaet@bluemail.ch oder SoAL/Solidarität,
Postfach 4070, 4002 Basel

stützung des westlichen Imperialismus für die Verwirk-
lichung seiner alten Vision so sicher, die palästinensi-
schen und arabischen nationalen Bestrebungen zu zer-
schlagen und gemeinsam mit den imperialistischen
Mächten die Hegemonie über die arabische Welt aus-
zuüben. Kürzlich wurden die Bedingungen enthüllt, die
Israel für Konzessionen stellt. Israel verlangt von den
PalästinenserInnen den Verzicht auf das Rückkehrrecht
der Flüchtlinge und die Anerkennung nicht nur der Exi-
stenz des Staates Israels, sondern auch von dessen
„jüdischem Charakter“.
Sharon bestätigte, was bereits im August General-
stabschef Ya’alon in einem Interview bekannt gab: Is-
rael werde keinem Abkommen zustimmen, das den
PalästinenserInnen auch nur einen minimalen Rahmen
für ihre physische und soziale Existenz zugesteht. Er
ging sogar so weit, wenn nötig ihre Massendeportati-
on („Amputation“) vorzuschlagen. (Interview mit Ari
Shavit, Ha’aretz vom 30.08.02 und BTL vom Oktober
2002)

Tikva Honig-Parnass

Aus der israelisch-palästinensischen Monatszeitschrift Between
the Lines Nr. 22, Juni 2003 (www.between-lines.org). Der Artikel
ist stark gekürzt, kann aber in ganzer Länge auf unserer Websei-
te www.soal.ch gelesen werden.

Aufruf des Sans-Papiers Kollektivs
Schluss mit der modernen Sklaverei!
Faire Löhne für alle!
Für einen sofortigen Ausschaffungs-Stopp!
Für die kollektive Regularisierung der Sans-
Papiers!

Demonstration
Samstag, 13 . September 2003
13.30 Uhr, Münsterhof Zürich
Seit zwei Jahren und z.T. auch
schon länger kämpfen wir, Sans-
Papiers und UnterstützerInnen,
dafür, dass endlich eine Lösung
gefunden wird für die 100 000–
300 000 Menschen, welche in
der Schweiz ohne geregelte Auf-
enthaltsbewilligung leben und arbeiten.
Ganze Wirtschaftszweige können ohne die Sans-Pa-
piers längst nicht mehr funktionieren. Die Schweizer
Wirtschaft profitiert massiv von der Arbeitskraft der
Sans-Papiers, will ihnen aber keine weitergehenden
Rechte und auch keine Bewilligung zugestehen. Dies
ist eine Heuchelei sondergleichen und absolut inak-
zeptabel.
Wie lange sollen wir noch warten?! Die Sans-Papiers
sind immer noch da! Alle Vorschläge, welche von Sei-
ten der Behörden gemacht werden, um das Problem
auch nur ansatzweise zu lösen, sind untauglich. Nur
einige hundert Personen in der ganzen Schweiz ha-
ben in dieser Zeit eine Bewilligung erhalten. Und die
geplanten Gesetzesrevisionen im Asyl- und Auslän-
derbereich werden die Zahl der illegalisierten Menschen
nur weiter erhöhen und den Betroffenen weiteres Lei-
den bringen.
Die gesamtschweizerische Koordination der Sans-
Papiers-Kollektive ruft die Sans-Papiers, Sympathisan-
tInnen und UnterstützerInnen auf, in grosser Zahl nach
Zürich, dem wirtschaftlichen Zentrum der Schweiz, zu
kommen, um ihre Wut zu zeigen.

Bringt Arbeitsinstrumente mit (Helm, Kochmütze,
Staubsauger, Staubsaugerrohr, Putzgeräte, ...)
Anfahrtsmöglichkeiten werden organisiert.
Für Basel: 061 681 56 10

Impressum

Herausgeberin:
SoAL/Solidarität, Postfach 4070,
4002 Basel, PC 40-11638-2
Website: www.soal.ch
e-mail: soal.solidaritaet@bluemail.ch
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Weitere Infos zum Sozialabbau auf www.soal.ch
Übersicht über die geplanten Massnahmen: Regierung und Parlament planen verschiedene Gesetzesrevisionen
und Beschlüsse, die zahlreiche einschneidende Sozialabbaumassnahmen beinhalten. Auf unserer Website findet
sich eine kommentierte Übersicht zu den wichtigsten Massnahmen.

25.–28. September 2003
Internationale Aktionstage gegen den Krieg
Ende September rufen die europäische Friedensbewegung und das arabi-
sche Bündnis gegen den Irak-Krieg zu Aktionstagen auf, um der Forderung
nach sofortigem Abzug der imperialistischen Truppen aus dem Irak Nach-
druck zu verleihen. Auch das amerikanische Friedensbündnis „A.N.S.W.E.R.“
hat sich unter dem Motto „from Palestine to Iraq“ diesem Aufruf angeschlos-
sen. Am 28. September ist der dritte Jahrestag der Intifada, des palästinen-

sischen Auftstands gegen die israelischen Besatzungstruppen. Auch in der Schweiz werden in verschiedenen
Städten vom nationalen Bündnis gegen den Krieg und den Palästina-Solidaritätskomitees Aktionen organisiert.
Die in der Kampagne „Boycott Apartheid – Made in Israel“ zusammengeschlossenen Gruppen werden insbeson-
dere zum Konsumboykott israelischer Produkte aufrufen.

5. Sozialistisches Forum zum Thema Imperialismus
1./2. November 2003 in der Nähe von Neuchâtel
Zum fünften Mal führen die im sozialistischen Bündnis zusammengeschlosssenen Gruppen (SolidaritéS GE und
NE, Collectif pour une Alliance Socialiste (CAS) VD und SoAL/Solidarität BS) ein nationales Diskussionswochen-
ende durch. Im Zentrum steht diesmal das Thema Imperialismus: Was verstehen wir unter diesem Begriff? Wie
tritt der Imperialismus heute in Erscheinung (z.B. mit dem Irak-Krieg)? Warum bezeichnen wir die Schweiz als
imperialistisches Land?
Das Thema soll mit Referaten und Diskussionen in Arbeitsgruppen erörtert werden.
Wenn du dich für das Wochenende und das genauere Programm interessierst, melde dich unter
soal.solidaritaet@bluemail.ch oder 079 / 644 65 86.

Wer heute von Steuergeschenken
spricht, meint morgen Sozialabbau!
Unterschreibt den beiliegenden Referendumsbogen gegen
das Steuerpaket 2001!
Einsendeschluss: 1. Oktober 2003

Interesse an unserer Arbeit?
Schreib an SoAL/Solidarität, Postfach 4070, 4002 Basel oder soal.solidaritaet@bluemail.ch

IGA-Zvieri bei Kaffee und Kuchen
Sonntag, 14. September 2003, 15.00 Uhr, Elsässerstr. 11, Basel
Die IGA, eine Gewerkschaft, die über reiche Erfahrung und spezielle Kompetenzen im Bereich prekärer Beschäfti-
gungsverhältnisse und Arbeitslosigkeit verfügt, lädt Mitglieder und Interessierte zu Kennenlernen und Diskussion ein.

Stopp dem Rentenklau!
Hände weg von AHV und IV!
Grosskundgebung: Samstag, 20. September 2003
13.30 Uhr, Schützenmatte Bern
Es gibt einen Extrazug ab Basel. Besammlung 10.30 Uhr auf dem
Bahnhofsplatz. Billette gibt es vor Ort.

Wir werden bereits erwartet.




